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Sehr geehrte Domen und Herren,

beigefügte gutochterliche Stellungnohme des stödtischen Rechtsomtes bezüglich der
Zulössigkeit des Bürgerbegehrens ging mir heute zu. Um die Berotungen innerholb der
Froktionen bestmöglich zu unterstützen, leite ich diese unverzüglich on Sie weiter.

Sobold dos Gutochten des Hessischen Stödtetoges vorliegt, leite ich dieses ebenfolls
unverzüglich on Sie weiter.

Die Vorloge wird onschließend erstellt und lhnen schnellstmöglich zugeleitet.

Mit freundlichen Grüßen
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lhr Schreiben vom 20.1.2012

t .

Durch Schreiben vom 11 .1 .2012, unterschrieben von drei Vertrouensperso-
nen, wurde dern Mogistrot mitgeteilt, doss ein Antrog ouf Durchführung eines
Bürgerbegehrens und ein Antrog ouf BürgerentscheiJ eingereicht werdl.

Diesem Schreiben wor ein mit ,,8ürgerbegehren, Antrog ouf Bürgerentscheid
gemöß $ 8b HGO" überschriebenes Schreiben beigefügt. Dieses Schreiben
enthölt einen Antrog ouf Bürgerentscheid zv folgender Froge:

,,Sind Sie dofür, doss

I . im Bereich der Wieseckoue keine weiteren Böume zur Vorbereitung und
Durchführung der geplonten Londesgortenschou 2014 (LGS) gefallt werden
dür'fen und die vorhondenen Gewösserufer einschließlich ihrer Vegetotion
unveröndert erholten bleiben müssen t

sowie dofür, doss

2. die Stodt Gießen zvm Zwecke der Durchführung der LGS weder neue
Dorlehen oufnehmen noch solche Sicherheiten stellen dorf, für deren Erfül-
lung neue Schulden gemocht werden müssten?"

Der Kostendecku ngsvorschlog loutet:
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,,Dos vorliegende Bürgerbegehren schofft keine neuen Kosten. lm Gegenteil
führf es zu erheblichen Einsporungen, do der Stodt durch die Vermeidung
neuer Dorlehen Aufwendungen für Zinsen in enormer Höhe ersport bleiben.
Durch Verzicht ouf Einzelmoßnohmen werden weitere Ausgoben einge-
sport.

Der Hintergrund ist:

Die Stodtverordnetenversommlung beschloss om 8.12.2005
(Sry/ 1471 /2OO5l, die zuvo, uot Mogistrot erorbeitete Mochborkeitsstudie
bei der Fördergesellschoft für Londesgortenschouen in Hessen und Thüringen
einzureichen. Die Mochborkeitsfudie enthölt umfongreiche Ausführu ngen zu
den beobsichtigten Moßnoh'men in der Wieseckoue. Unter onderem heißt es
dort:

,,Die Wieseck-Aue bildet wegen ihrer Loge im Stodtgebiet, der guten Anbin-
dung on dos Stodtzentrum und die umliegenden Wohngebiete sowie der
londschoftsröumlichen Verknüpfung ... einen sehr guten Sfondort für eine
Londesgortenschou ... Die Wieseck-Aue genießt ols innerstödtisches Grün-
und Noherholungsgebiet einen hohen Stellenwert. Sie wird von Fußgöngern
und Rodfohrern, Kleingörtnern und Freizeitsportlern genutzt. Einige Bereiche
... sind einem hohen Nutzungsdruck ousgesetzt. Gleichzeitig beherbergt die
Wieseck-Aue m it i h ren Feucl'rtwiesen, Wässerflöchen und Uierbereichen
hochrongige ... Schutzgebiete und stellt ein exklusives Nohrungs- und BruF
hobitot der Avifouno dor.

Durch ouf Nochholtigkeit bedochte Sonierungs-, Schutz- und Gestoltungs-
moßnohmen im Rohmen der Londesgortenschou soll diese scheinbor unver-
einbore ,Doppelnutzung' durch eine zielgerechte Gestoltung möglich werden

Bisher übernutzte und sonierungsbedürftige Bereiche sollen umgestoltet wer-
den. Von intensiv gestolteten Bereichen der Londesgortenschou gelongt mon
in die extensiv bewirtschofteten Bereiche und geschützten Feuchwiesen ou-
ßerholb der Kern zone."
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Die Hessische Londesreglerung hot durch Kqbinettsbeschluss vom
17.3.2008 ouf dieser Grundloge entschieden, die Londesgortenschou 2014
on die Stodt Gießen zu vergeben.

Doroufhin beschloss'die Stodtuerordnetenversommlung om 8.5.2008
(STV/1621 /20081, mit der Fördergesellschoft für Londesgortenschouen in
Hessen und Thüringen einen DurchiUhrungsvertrog zur Duichführung der
Londesgortenschou 2014 obzuschließen. Es wurde fUr Z00B eine oußer-
plonmößige Ausgobe in Höhe von I OO.0O0 € beschlossen. Der Mogistrot
wurde mit der Ausorbeitung eines Gesomtkostenplons beouftrogt.

Am 1 2.5.201 0 (STV/ 2991/2010) beschloss die Stodtverordnetenversomm-
lung, ein Londschoffsorchitekturbüro ous Berlin mit den weiteren londschofts-
orchitektonischen Plonungen für den Bereich der Wieseckoue zu beouftro-
gen. In diesem Zusommenhong nohm sie die Plonungen des Büros ousdrück-
lich zur Kenntnis.

Am gfeichen fog beschlossen die Stodtverordneten (STV/3008/2010) die
Investitionskosten zur Londesgortenschou ols ,,gedeckeltes Budget" mit einern
moximolen Volumen von 21 ,4 Mio. € ohne Anrechnung von Zuweisungen
und Zuschüssen.

Am I .7.2n 10 beschloss die Stodtuerordnetenversommlung die Gründung
der Londesgortenschou Gießen 2o1 4GrnbH (srv/30 941201 ol.

An 26.7.2010 wurde der Durchführungsvertrog geschlossen. Arn
24.8 .2Ol 0 wurde der Gesel lschoftsvertrog der Lo ndesgortenscho u Gießen
2014 GmbH beurkundet. Gesellschofter sind die Stodt-zu 80% und die För.
dergesellschoft Londesgortenschouen Hessen und Thüringen GmbH zu 20%.

An 9.9.201 0 beschloss die Stodverordnetenversornmlung eine Ausfollbürg-
schoft in Höhe von 9 Mio. € zugunsten der Londesgortenschou Gießen
201 4 GmbH ISTV /3222/2010]l.

Am I .g.2Ol 1 beschloss die Stodtverordnetenversommlung den Entwqrfsplon
zur Londesgortenschou 2014 im Bereich der Wieseckoue einschließlich der
einzelnen Proiekte und die Investitionskosten für die Londesgortenschou
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(STY/235/2011). Aus der Anloge I zu der Vorloge geht der Zustond der
Wieseckoue noch Verivirklichung der Boumoßnohmen hervor. Sie enthölt
vorhondene und geplonte Böume; stellt iedoch nicht dor, wo Böume geföllt
werden. Auch die Entwurfserlöuterungen (Anloge 2) und die DorstellJng der
Bouobschnitte (Anloge 3) nehmen =uli"rern Themo nicht Stellung.

il.

Dos Rechtsomt hof den Auftrog, die rechtliche Zulössigkeit des Bürgerbegeh-
rens zu prüfen. Dobei geht es dovon ous, doss dos Bürgerbegehren onge-
sichts der Bedeutung der Londesgortenschou fUr die Stodtentwicklung, der
ousführlichen öffentl ichen Diskussion mit überregionoler Resononz ,nd ni.ht
zvl,etzt ongesichts der zohlreichen Unterschriften'unter dos Begehren eine
wichtige Angelegenheit der Stodt im Sinne des $ 8b Abs. I HGO dorstellt l .

A. Zulössigkeit des Bürgerbegehrens

I . Formole Voroussetzunqen-

Ob dos Bürgerbegehren schriftlich von einer ousreichenden Zohlvon Unter-
zeichnern eingereicht ist, lösst sich derzeit nicht beurteilen.

2. $ Bb Abs. 2 Nr.  4 HGO

Von den Ausschlusstotbestönden des $ 8b Abs. 2 HGO kommt ollein in Be-
frocht, dqss die zweite Froge die Housholtssotzung betreffen und desholb
unzulössig sein könnte.

Für die Auslegung einer in einem Bürgerbegehren gestellten Froge kommt es
dorouf on, wie sie die Bürger und die gemeindlichen Gremien ols Adresso-
ten des Begehrens verstehen müssen2. Die Frogestellung muss bei einer ollein

1 vgl. Honnopp"l/M"ir"is, Leitfoden für die Vorbereitung und Durchfuhrung von Volksbegehren
und Bürgerbegehren im Lqnde Hessen, Ausgobe 1997, Rz. 88; Spies, Bürgerversommlung,
^Bürgerbegehren, Bürgerentscheid, 1999,S. 200; Frotscher/Knecht DöV 2oos, 797, 7gg
2 VGH Kqssel Urt. v. 28. I 0. 1999 - B UE 3683 /97 -, HSGZ 2000, 

'143; 
VG Korlsruhe Beschl. v.

7.7.2010 -  8 K 1363/10 - ;  Spies,  o.o.O.,  S.  
. |64
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om obiektiven Empföngerhor.izont orientierten Auslegung ohne Auslegungs-
spielröume eindeutig und zweifelsfrei feststehen3.

Die Stodt soll für die Londesgortenschou keine Dorlehen oufnehmen oder Si-
cherheiten stellen dü'ifen, für deren Erfüllung neue Schulden gemocht werden
müssten. Die Housholtssotzung enthölt u.o. den Gesomtbetrog der Einnoh-
men und Ausgoben, der Kredite für Investitionen und den Hochstbetrog der
Kossenkredite (S 94 Abs. 2 HGO). Der Housholtsplon enthölt die Errnöchti-
gung für Ausgoben und Kreditoufnohmen, verpflichtet den Mogistrot jedoch
nicht dozu (S 96 Abs. 1 HGO)

Dos Bürgerbegehren zielt iedoch dorouf ob, ihm bestimmte Kreditoufnoh-
men, zu,denen ihn der Housholtsplon ermöchtigt; zu untersogen. Allerdings
gilt für. den Housholt dos Prinzip des Gesomtdeckung. Dos bedeutet, doss
die Dorlehensoufnohme nicht ouf bestimmten Zwecke begrenzt ist, sondern
ollgemein der Finonzierung von Ausgoben dient, zu denen der Housholt er-
möchtigt. Dorous folgt, doss iede Ausgobe zu einem bestimmten Anteil kre-
ditfinonziert ist. Wenn olso dos Bürgerbegehren die Kreditoufnohme zugun-
sten der Londesgortenschou untersogen will, will es domit die Londesgorten-
schou insgesomt untersogen. Denn eine nicht kreditfinonzierte Londesgorten-
schou wöre nur möglich, wenn die Stodt gor keine Kredite oufnehmen
würde. Dos ist iedoch ouf Grund der wirtschoftlichen Situotion der Stodt
ousgeschlossen.

Für diese Auslegung spricht ouch der Kostendeckungsvorschlog des Bürger-
begehrens. Der Vorschlog berücksichtigt nicht die MAglichkeit, doss die Lon-
desgortenschou ouch ohne Föllungen und mit neuer Finonzplonung durchge-
ftihr.t werden könnte. Dies würde wegen der komplett erforderlichen Umplo-
nung zu betröchtlichen Mehroufwendungen führen. Indem der Kostendek-
kuntsvorschlog dies nicht berücksichtigt. unterstellt er, doss die Londesgor-
tenschou nicht stottfindet, wenn der ongestrebte Bürgerentscheid Erfolg hot.
Domit tritt klor zutoge, doss die Stodt zumindest durch den zweiten Teil des
Bürgerbegehrens zur Absoge der Londesgortenschou gezwungen werden
sol l .

lnsoweit besteht ouch kein Auslegungsspielroum.

3 VGH Kossel Beschl. v.5.' l  0.2007 - I TG 1562/07 -; Spies, o.o.O., S. 165
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$ 8b Abs. 2 Nr. 4 HGO erklört nicht iedes Bürgerbegehren für unzulössig,
dos Auswirkungen ouf den Housholt hot. Nicht iede ols Konsequenz ous ei-
nem Bürgerentscheid erforderliche Anderung des Housholtsplons lösst den
Bürgerentscheid unzulössig werden'. Dos folgt schon dorous, dqss es mit
einem Kostendeckungsvorschlog verbunden sein muss ($ AU Abs. 3 HGOI.

v v

Denn diese Forderung des Gesetzgebers ist nur donn'sinnvoll, wenn er vor-
oussetzt, doss ein Bürgerbegehren zulössigerweise housholtsrelevont sein
konn.

$ 8b Abs. 2 Nr. 4 HGO will verhindern, dqss die Stodverordneten in ihrer
Kompetenz eingeschrönkt werden, über die Politik des Mogistrots insgesomt,
wie sie irn Housholtsplon im Gonzen zum Ausdruck kommt, obzustimmen5.
Dos vorliegende Bürgerbegehren richtet sich iedoch ersichtlich lediglich ge-
gen ein zwor wesentliches Projekt des Mogistrots, dos sich ouch im Hous-
holtsplon oblesen lösst, dos ober dennoch nur einen kleinen Ausschnitt der
finonzwirksomen Aktivitöten der Stodt ousmocht. Dogegen spricht ouch
nicht, doss Spies6 Entscheidungen der Stodt fr;r nicht durch Burgerbegehren
onfechtbor hölt, durch die die Stodt gezwungen werden soll, Housholtstitel
ouszunutzen. Denn im vorliegenden Foll soll die Stodt gezwungen werden,
bestimmte Housholtstitel, die ouszunutzen sie nicht rechtli.h veipflichtet ist,
nicht weiter ouszunutzen.

Unzulössig ist olso nur ein Bürgerbegehren, dos ousschließlich ouf die Ande-
rung des Housholts obziel( .lm vorliegenden Foll erfordert dos Bürgerbegeh-
ren noch nicht einmol eine Anderung des Housholtsplons. Es würde genü-
g€fl, wenn der Mogistrot do.rouf verzichten würde, bestimmte Ausgobentitel
zu nvtzen, wos ouch ohne Anderung des Plons möglich wöre.

Soweit mit dem zweiten Teil des Bürgerbegehrens der Stodt verboten werden
soll, für die Londesgortenschou Sicherheiten zu stellen, richtet sich dos Bür-
gerbegehren nicht gegen die Durchführung der Londesgortenschou. Es be-
trifft ober ouch insoweit nicht die Housholtssotzung.

a Bennemonn, KVR, S 8b HGO R2.41
5 Ritgen NVwZ 2000, 129,135
6  o . o . O . ,  5 . 2 1 4
'Bennemonn, o.o.O., Rz. 41, 42; Honnoppel/Meireis, o.o.O., Rz. 93
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Es hot zwor Auswirkungen ouf den Housholt, wenn vorgesehene Sicherhei-
ten nicht gestellt werden, weil donn Rückstellungen in Höhe des Ausfollr isikos
nicht gestellt werden müssen. Aber ouch hier isimoßgeblich, doss sich dos
Begehren nicht ouf eine Anderung des Housholtspolit ik der Stodt, sondern
gegen ein bestimmtes Proiekt richtet.

Würde sich dos Bürgerbegehren gegen einen Beschluss der Stodverordne-
tenversommlung richten, müsste es innerholb von ocht Wochen noch Be-
konntgobe des Beschlusses mit der erforderlichen Anzohl on Unterschriften
vorliegen ($ 8b Abs. 3 HGO).

ol Erster Teil des Bürgerbegehrens

ool kossotorischer Chorokter der Frogestellung

Wos die Fallung von Böumen betrifft, könnte sich dos Begehren gegen den
Beschluss vom 1.9.2O.| I r ichten.

In der beschlossenen Vorloge sind in den Anlogen der Endzustond der Wie-
seckoue und die Bouobschnitte dorgestellt. In ihnen wird mv:or nicht kenntlich
gemocht, doss Böume gefallt werde-n müssen, um den Endzusto nd zu errei-
chen. Auch die Vorloge erwöhnt diesen Umstond nicht. Die Anloge zu dem
Beschluss, ous der dieser Urnstond hervorgeht, wor im Porlomentsinformoti-
onssystem der Stodt ouch nicht öffentlich gestellt.

Dos öndert iedoch nichts on dem oblektiven Befund. Der Endzustond lösst
sich nur erreichen, wenn Föllungen vorgenommen werden. Der Beschluss
lösst sich olso nur verwirklichen, wenn die fAllungen, gegen die sich der er-
sten Teil des Bürgerbegehrens richtet, vollzogen werden. Also beinholtef der
Beschluss ouch, doss die Böume, die dem Endzustond im Wege stehen, ge-
föllt werden. Er ist in dieser Form bekonntgegeben. Diese Besihlussfossung
ist zwor, kein Musterbeispiel für tronsporentes Verwoltungshondeln, lösst sich
ober nicht onders verstehen. Also richtet sich der erste Teil des Bür'gerbegeh-
rens gegen einen Stodtverordnetenbeschluss.
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Dos Bürgerbegehren richtet sich nicht gegen den Aufstellungsbeschluss für
den Bebquungsplon ;,Wieseckoue" vom 6.l o.2ol l. Der Aufstellungsbe-
schluss begrenzt lediglich den Geltungsbereich des künftigen Bebouungs-
plons, ohne inholtl iche Aussogen zu treffen.' lm Aufstellun$sbeschluss ong"-
gebene Plonungsziele können sich wöhrend des Verfohrens ohne weiteres
öndern8. Der Plon soll noch der Begründung des Aufstellungsbeschlusses dos
Bourecht für die ous Anloss der Lond"rgortänschou errichteTen borli.h"n
Anlogen über die Londesgortenschqu hinous sichern. Die Boumföllungen
sind nicht Themo des Aufstellungsbeschlusses. Abgesehen dovon konn sich
ein Bürgerbegehren ohnehin nicht gegen einen Bebouungsplon richten, der
lediglich ein Angebotsplon ist. Denn ein solcher Plon verpfl ichtet nicht'um
Vollzuge

bb) nicht ousdrücklich benonnter stodtverordnetenbeschluss

Dos Bürgerbegehren richtet sich iedoch ousweislich seiner Begründung nicht
gegen einen Stodtverordnetenbeschluss. Bereits dorous könnte seine Unzu-
lössigkeit in Bezug ouf den ersten Teil folgen.

Der VGH Kossello verlongt, doss ein Bürgerbegehren, dos sich gegen einen
Stqdfuerordnetenbeschluss richtet, dies eindeutig erkennen lorsen muss. Dos
begründet er ollein domit, doss ein solch"s A"gähren fristgebunden ist. Er
lösst offen, wos rechtlich dorous folgt, wenn sich ein Bürgerbegehren nicht
ousdrücklich gegen einen Stodtuerordnetenbeschluss richtet. Dorous könnte
ollenfolls folgen, doss'ein solches Bürgerbegehren immer init iotorisch und
domit nicht fristgebunden wöre. Ein solches Resultot wird dem Sinn und
Zweck der Frist des g Bb Abs. 3 Sotz I HGO nicht gerechr.

Dementsprechend ist der VGH Kossel ouf diese Rechtsprechung nicht mehr
zurückgekommen. Er stellt stott dessen inzwischen ousdrücklich fest, doss
ouch solche Bürgerbegehren der Ausschlussfrist unferlieg€n, die eine inholt-
l ich von einem Beschluss obweichende Regelung onstreben. Es kommt ollein

8 Gierke in Brügelmonn, BouGB , g 2 Rz. 41
e dos übersieht dos VG Gießen Beschl. v. I I .6.2008 - 8 E 2131/07 -, HSGZ 2oog,2si0 Beschl. v. I 5..| 1 .1 999 - I TZ 3237 /99 -, HSGZ 2000, 234; ebenso Berghöuser HSGZ
2004,243,244 "
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dorouf on, ob sich dos Bürgerbegehren der Soche noch gegen einen Stodt-
verordnetenbeschluss richteti I .

Also ist dos Bürgerbegehren nicht otlein desholb unzulössig, weil es sich ge-
gen einen Stodtverordnetenbeschluss richtet, ohne dies ousdrücklich offenzu-
legenl2.

cc) Fristobloüf

Bei in öffentlicher Sitzung gefossten Beschlüssen, die nicht - wie etwo Sot-
zungen - oufgrund einer Rechtsvorschrift {$ 5 Abs. 3 HGO) gesondert be-
konntmoch ungsbedtirft ig sind, gilt ols Bekonntmochungsz"itfrnkt im Sin ne
des $ 8b Abs. 3 Sotz I HGO dos Dotum der Feststellung des Abstirnmungs-
ergebnissest3. Dos Bürgerbegehren ist olso unzulössig, weil seit der Feststel-
f ung des Abstimrnungsergebnisses über den Antrog om 1 .9.2o1 1, gegen
den es sich der Soche noch richtet, mehr ols ocht Wochen vergongen sind.

Dos könnte nur donn onders zu betrochten sein, wenn eine Wiedereinset-
zung in die Frist des $ Bb Abs. 3 Sotz I HGO in Betrocht köme. Wiederein-
setzung in den vorigen Stond ist bei unverschuldeter Fristversöumnis zu ge-
wöhren ($ 32 Abs. 1 HVwVfG). ln die Frisr des $ 8b Abs. 3 Sorz 1 HGo
konn iedoch nicht wieder eingesetzt werden, do es sich um eine Ausschluss-
frist hondelt (g 32 Abs. 5 HVwVrc)l'

Selbst wenn Wiedereinsetzung in die Frist möglich wöre, würde dies nicht
dozu führen, doss die versöumte Frist eingeholten werden könnte.

" vGH Kossel Beschl. v. 13.7.2004 - 8 TG 1067/04 -, HSGZ 2oo4,4l B; ebenso oVG
Münster Urt. v. 28J.2003 - l5 A 203/02 -, HSGZ 2003, 221; OYG Mogdeburg Beschl. v.
2.6.2009 - 4 L 231 /07 -, LKV 2009, 525; VG Gießen Urt. v. 

'l 
I .6.2008 - o.o.o.; Longe LKM

2OO9, l6 l ,  I64;  Spies,  o.o.O.,  S.  
. l80

12 eb.n.o övc,raunrter, o.o.o., VG Korlsruhe Beschl. v.7.7.2010 - I K 1363/10-; vG
Dormstodt Beschl. v. I 1 .5.2009 - 3 K2471 /06 -; F1onnoppel /Meireis, o.o.O., Rz. I I 2; Meyer
HSGZ 2006,319
13 V(3 Fronkfurt Beschl. v.7.8.2007 -7 G 1324/07 -,H5G,22007,329; Bennemonn, o.o.O.,
Rz 61; Spies, o.o.O., S. 

.|86; 
Honnoppel/Meireis, o.o.O., k. 125r4 OVG Münster Urt. v. 28.1.2003, o.o.O. für dos entsprechende nordrhein-westfölische

Londesrecht; OVG Mogdeburg Beschl. v. 2.6.2009 - 4 L231 /07 - für dqs entsprechende
sochsencnholtinische Londesrechf; Bennemonn, o.o.o., Rz. 66; spies, o.o.o., s. 

.|86
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Ein verschuldetes Fr:istuersöumnis der lnitiotoren des Bürgerbegehrens könnte
desholb ousgeschlossen sein, weil ous dem Beschluss vom 1 .g.ZOl I die be-
obsichtigten Boumföllungen nicht unmittelbor für die Öffentl ichkeit erkennbor
hervorgegongen sind. Dos konn im folgenden unterstellt werden, do es im
Ergebnis nicht dorouf onkommt

Die Absicht, für die Durchführung der Londesgortenschou in der Wieseckoue
Böume föllen zu lossen, ist erstmäls durch die-Presseberichterstottung vom
15. 10.201 I l5 öffentl ich bekonnt geworden, ohne doss mon nöhere
Nochforschungen hötte betreiben müssen. Domit wöre dos Hindernis zur
Einholtung der Frist spötestens zu diesem Zeitpunkt weggefollen. Zu diesem
Zeitpunkt wöre die domols gültige Frisr des $ 8b Abs. 3 Sotz I HGo q.F.
von sechs Wochen ousgeloufen gewesen.

In diesem Foll hötten die lnitiotoren iedoch innerholb von zwei Wochen
noch den Presseberichfen und dern domit verbundenen öffentlichen Be-
konntwerden der beobsichtigten Boumföllungen zum einen den Wiederein-
setzungsontrog stellen und zum zweiten dos Bürgerbegehren mit,ollen Unter-
schriften einreichen müssen ($ SZ Abs. 2 HVwVfG)'u. Diese Frist wöre om
3l .1 O.2Ol' l ousgeloufen ($ Sf Abs. 3 HVwVfGl.

dd) Anderung der Verhöltnisse

Nqch Ablouf .der Ausschlussfrist konn ein Bürgerbegehren unobhöngig von
ei ner erneuten Besch lussfossung der Stodverord neienversom m lung Jo;n o ls
unbefristetes initiotorisches Bürgerbegehren zulössig sein, wenn sich die ent-
scheidungserheblichen totsöchlich"n oder, rechtlichJn Verhaltnisse so unvor-
hersehbor und grundlegend geöndert hoben und dodurch eine so völl ig
neue Sochloge entstonden ist, doss ein früherer Beschluss der Stodtverordne-
tenversommlung nicht mehr ols eine von deren Willen getrogene Regelung

l5 Gießener Anzeiger vom l5.1O.2Ol 1
to S.noniaor* Urlt sich erkennen, doss der Gesetzgeber 3 Bb Abs. 3 Sotz 1 HGO ols
Ausschlussfrist verstehf, weil er sonst fur die Wiedereinsetzung löngere Fristen vorgesehen hötte.
Aber selbst wenn diese Frist qcht Wochen betrogen würde, wöre sie om 12.12.2b11 verstrichen
gewesen, ohne doss die versöumte Hondlung, nömlich dos Einreichen eines Bürgerbegehrens mit
einer ousreichenden Anzqhl von Unterschriften, nochgeholt gewesen wöre.



: '  - 1 ] -

des sich nunmehr völl ig veröndert dorstellenden Problembereichs ongesehen
werden konnlz.

Eine solche Anderung der totsöchlichen Verhöltnisse könnte dorin zu sehen
sein, doss erst noch'J"* Stodtverordnetenbeschtuss vom I .9.201 1 tronspo-
rent geworden ist, doss die Neugestoltung der Wieseckoue keineswegs nur
mit der Neuonpflonzung, sondern ouch mit der Föllung von Böumen verbun-
den sein wird. Dorin l iegt iedoch keine Anderung der totsöchlichen Verhölt-
nisse. Vielmehr sind die Verhöltnisse gleich geblieben. Stott dessen sind die
zwongslöufigen Konsequenzen des Beschlusses erst spöter in dos öffentliche
Bewusstsein gedrungen I 8.

bl Zweiter Teil des Bürgerbegehrens

ool kossotorischer Chorokter der Frooestellunq
t

Wie bereits festgestelltre, lösst sich der zweite Teil des Bürgerbegehrens nur
so verstehen, doss die Londesgortenschou 2014 nicht stottfinden soll, weil
für sie zwcngslöufig Dorlehen oufgenommen und domit Schulden gemocht
werden müssen.

Die Stodtuerordnetenversomm lung hot bereits om 8.5. 2008 beschlossen,
doss ein Durchführungsvertrog für die Londesgortenschou geschlossen wer-
den soll. Sie hot donoch weitere Beschlüsse gefosst, die die Durchführung
der Londesgortenschou und ihr Budget betreffen. Diese Beschlüsse würden
gegenstondslos, wenn nunmehr beschlossen würde, doss die Stodt keine
Dorlehen für die Londesgortenschou oufnehmen dürfte

Die Stodtverordnetenversommlung hot ouch bereits am 9.9.20.l 0 eine Aus-
follbürgschoft in Höhe von 9 Mio. € zugunsten der Londesgortenschou Gie-
ßen 2014 GmbH beschlossen. Also richtet sich der zweite Teil des Bürger-
begehrens ouch insoweit gegen einen Stodfuerordnetenbeschluss, ols dos
Verbot gefordert wird, ftlr die Londesgortenschou Sicherheiten zu stellen.

tt VGH Kossel Beschl. v. 13.7 .2004, o.o.O.; VG Leipzig Urt. v. 12.6.2007 - 6 K286/07 '
l 8  zu  den Konsequenzen s .o .S .  l0
l e  s . o . S .  5



Doss dos Bürgerbegehren diese Beschlüsse nicht ousdrücklich nennf.l l .t fü.d ieBeur te i |ungse ine rZu |öss igke i tunerheb | i ch2o . -_ - - . : - - ' \ 1 | v | | |

Eine Anderung der Verhöltnisse könnte iedoch donn bestehen, wenn sich r,^Finonzloge der Stodt seit den Beschtüssen zur t --r^--- -, i""-;4r;; i;:,"
uersahfe i t " t  iJ t . "v '  

osr l  LrEi r r  svuvt t rYroerr  z 'ur  L . l loesgor tensc 'v , l

gulg"l des RP Gießen zur Genehmigung der Housii*n o.*.hervor, doss es der Stodt in den Johren 2OO7/Og *Jd* [.}"j;"= 
Yeht

Ho usholtswirrsc h,o fr iewe i ls ge lu ngen isr, übe;.hü;; ;r;;;;;Jiän. s.,_Einführung der doppelten Buchführung hor sich dos Defizir im Johre;;;J"_'l
2009 ouf 12,0 Mio. € und 2010 oul22,2 Mio. € beloufen Demeni;ä"'t
theld verlongt dos RP seit 2009 ein Housholtssicherungskont"pi oi*ll,_
lerdings mit erheblichen Unsicherheiten behofrete - Fino:nzphr;;; ,,.1 * ili.,-l iche Defizite im Ergebnishousholt vor, die sich ouf einen ä"trog ;";üi:i:
Mio. € einpendeln. 

' i- '  - --- ' 
"J0

Ferner hot dos RP Gießen der stodt durch verfügung vom j7.11.201 I qr,r
gegeben, die Neuverschuldung ouf r i,i ni.ä;Ä;;"n=";. 

' Lv ' ' qLrr'

Vor diesem Hintergrund könnte der zweite Teit des Bürgerbegehrens dqn.
ols init iotorisch zu betrochten sein, wenn es seit dem Giundrätrb"r.hlÄ'l^
einem solchen Ausmoß neue Erkenntnisse zur Finonzloge der Stodt gibt, " '
doss die überlegungen, die Londesgortenschou drr"h="riüh;;., ; ;nf,':stell_
tes Feld2' b"tr"fi"n.-

Die Stodfuerordnetenversommlung hot trotz der unveröndert schlechten Fi-
nonzloge ihre Plonungen tur Lonäesgortenschou 2014 zulet1durch d"n n^
sch lussvom1.9 .2011kon t inu ie r | i chvor :onge t r i eben .S ieho tom
15.12.2011 noch dem Beschluss über den-Housholtsplon einen fintrog ouf
f bso ge der Lo ndesgo rtenscho u zu rüc kgewiese n (SW / 47 3 / 2Ot t ). Do-rou-s
folgt, doss die Stodtuerordnetenversommlung dos Fetd der Londesgorten- 

--
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20 s .o .S .  8
2r OVG Münster,  o.o.O.;  VGH Kossel Beschl.  v.  13.7.2004 -,  o.o.O.
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schou ouch noch der oktuellen Entwicklung der stödtischen Finonzen weiter
bestel l t  hot.

Die Enfwicklung der stödtischen Finonzen fUhrt olso nich t dozu,doss die ge-
fossten Beschlüsse d'er Stodtverordnetenversommlun g zur Londesgortenschou,
insbesondere der Grundsotzbeschluss vom 8.5.2008, nicht mehr Gegen-
stqnd des Bürgerbegehrens sind. Vielmehr ergibt sich ous der oktuellen Be-
schlussloge, doss dos Proiekt in Kenntnis der Finonzloge weiter verfolgt wor-
den ist. Mithin ist ouch der zweite Teil des Bürg"rb"g"hrens ols verfrisletes
kossotorisches Begehren onzusehen.

Die Froktion der Linksportei hotte zur Stqdfuerordnetensitzung om
15.1 2.20,l I u.o. beontrogt, den Mogistrot oufzufordern, die Londesgorten-
schou 2014 obzusogen (STV/473/20'l 'l 

). Diesen Antrog hot die Stodtver-
ordnetenversommlung noch Mitternocht, olso om 16.12.20'l I obgelehnt.
Die Ablehnung di"r*i Antrogs könnte die Frist für ein Bürgerbeg"f,r"n gegen
die Londesgortenschcu 2014 neu in Gong gesetzt hoben. Sie würde, do
dos Bürgerbegehren erst noch InkroftJreten des Gesetzes zur Anderung der
HGO und onderer Gesetze (HGOAndG 2011)vom 16.12.2011 {GVBI lS.
7861eingereicht würde, ocht Wochen betrogen (Art. 15 Abs. 4 HGOAndG
201 I  )  und dqmi t  om I  0 .2 .201 2 enden.

Bennemonn22 hölt diesen W"g für zulössig, wenn der Antrog noch löngerer
Zeit gestellt und domit eine n"r" polit ische Init iotive dorstelle.n würde23]Do-
von konn hier iedoch keine Rede sein. Der Grundsotzbeschluss für die Lon-
desgortenschou ist zwor mittlerweile 3Vz Johre her. Seitdem hot die Stodt-
verordnetenverso m m lung iedoch meh rere Ausfü h rungsbeschlüsse gefosst,
zuletzt om I .9.20.| l. Der Antrog der Froktion der Linksportei ist olso keine
neue polit ische Init iotive. Erschöpft sich olso ein Stodtverordnetenbeschluss
dorin, einen ouf die Anderung früherer Beschtüsse gerichteten Sochontrog
obzulehnen, wird die Frist des $ 8b Abs. 3 Sotz 1 HGO nicht neu in Gong

22 o.o.O. ,  Rz.  66b

"  ugl .  ouch Spies,  o .o.O. ,  5 .  182
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gesetd24. Anderes konn nur gelten, wenn die Stodverordneten dos Feld die-
ses Grundsoizbeschlusses seit löngerer Zeit nicht mehr beockert hoben.

Spies25 vertritt mit bedenkenswerten Argumenten die Auffossung, doss bei
mehrstufigen, sich immer weiter konkretisierenden Plonungen iJe Plonungs-
stufe bürgerentscheidsföhig ist, und zwor ouch donn, wenn dos Bürgerbe-
gehren die Plonung insgesomt in Froge stellt. Dieser Auffossung ist die bishe-
rige Rechtsprechun 926 twor nicht gefolgt. Die Argumente sind iedoch des-
holb bedenkenswert, weil zumindest in den Bouleitplonverfohren ouch die
Stodfuerordnetenversomrnlung ouf ieder Plcnungsstufe berechtigt ist, von der
Plonung insgesomt Abstond zu nehmen {$ 1 Ab;. 3 BouGB).

So ließe sich iedoch ollein begründen, doss moßgeblicher Anknüpfungs-
punkt ftir die Fristberechnung nicht der erste Grundsotzbeschluss vom
8.5.2008, sondern der Beschluss vom I .9.20.| I ist, der dos Wettbewerbs-
ergebnis beinholtet. Seit dessen Bekonntmochung ist die Frist des $ Bb Abs.
3 Sotz 1 HGO iedoch obgeloufen.

Aber ouch Spies2T befosst sich nur mit Beschlüssen, die positiv die bisherigen
Planungen bestötigen, und nicht mit bloß negoforischen Beschlüssen, durch
die Antröge, die Plonung oufzugeben, obgelehnt werden. Fristgerecht
könnte sich dos Bürgerbegehren ollein gegen einen solchen negotorischen
Beschluss, nömlich den vom I 6 12 2O1l richten.

Aber selbst wenn der zweite Teil des Bürgerbegehrens fristgerecht
eingegongen wöre, könnte er nur isoliert ohne den ersten Teil zugelossen
werden.

Die Streichung eines unzulössigen Teils eines Bürgerbegehrens ist ober nur
donn zulössig, wenn dorin keine inholtl iche Verönderung im Sinne einer re-

2'  OVG Münster  Beschl .  v .28. . l .2003,  o.o.O.

26 so insbesondere VG Gießen Urt. v. I  I  .6.2008, o.o.O.; VG Korlsruhe Beschl. v. 7.7 .201O - 8
K I  363/10 - ;  dem VGH Monnheim o ls  Berufungsinstonz {Beschl .  v .  30.9.20. |0  -  I  S I  722/10 -

, DVBI 2O1O, 1440l'reichte nicht ous, wenn der Grundsotzbeschluss die Ausgestoltung des
Vorhobens noch weitgehend offen lösst
27 o.o.O.
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lotivierenden Abschwöchung, sondern nur eine isolierte Reduzierung der
Frogestellung urn eine selbstöndige Teilfroge liegt28.

Dos Bür'gerbegehren lösst schon in seiner Gestqltung keine Trennung der
beiden Frogen zu. Zw'or lossen sich die Frogen logisch trennen. DisGestol-
tung des Antrogsschreibens bringt durch die einheitl iche Rohmung der bei-
den Frogen iedoch deutlich zum Ausdruck, doss beide Frogen ols Einheit
verstonden werden sollen. Sie werden von den Bürgern ouch einheitl ich und
nicht getrennt unterschrieben.

Der Wegfqll des Boumföllverbots würde dos Anlieger, die Londesgorten-
schou obzusogen, relotivieren. Denn die Boumfallungen in der Wiäseckoue
werden vom Mogistrot zum großen Teil ols Moßnohmen eines Porkpflege-
werks betrochtet, die ohnehin hötten durchgeführt werden müssen. Eine Ab-
soge der Londesgortenschou ollein würde Boumfallungen in der Wieseckoue
zu Zwecken der Porkgestoltung olso nicht verhindern, sondern ollenfolls re-
duzieren. Also lösst sich der erste Teil des Bürgerbegehrens nicht streichen,
ohne doss der zweite Teil des Begehrens obgeschwä.ht wtrde. Dorous folgt,
doss dos Bürgerbegehren selbst donn verfristet wöre, wenn der zweite Tei!
ols gegen den Beschluss vom 16.12.2011 gerichtet ongesehen würde.

Dosselbe Ergebnis gilt ouch für den Foll, doss der zweite Teil des Bürgerbe-
gehrens sich dogegen richten würde, doss die Stodverordnetenversommlung
om 15.12.20.l I im Rohmen der Housholtsberotungen ein Antrog obgelehni
hqt, die Kosten der Londesgortenschou durch Einsporungen von änd"iut
Housholtsmitteln zu decken. Auch hier könnte die Ablehnung dieses Antrogs
ollein die Frist für den zweiten Teil des Bürgerbegehrens in Gong gesetzf
hoben.

dd) Bekonntmochung der Beschlüsse vom 8.5.2008 und 9.9.2010

Do ouch hier die Beschlüsse in öffentl icher Sitzung gefosst wurden und keine
Rechtsvorschrift für sie eine besondere Bekonntmochung vorschreibt, gilt
ouch hier dqs Dotum der Beschlussfossung ols Fristbegi-nn. Do seitdem mehr

" ugl. VGH Kossel Beschl. v. 17..l I .2008 - 8 B 1806/08 -, HSGZ 2OOg, 91
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ols ocht Wochen verstrichen sind, ist ouch im zweiten Teil dos Bürgerbegeh-
ren wegen Fristobloufs unzulössig2e.

Ein Bürgerbegehren muss einen durchführboren Vorschlo g zur Deckung der
Kosten der verlongten Mqßno h me entho lten. Der Kostendecku ngsvorschlog
des vorliegenden Bürgerbegehrens beschrönkt sich ouf die Dorlegung, doss
es zu Einsporungen führe. Wie oben bereits festgestellt3o, ist diese Dqrle-
gung nur donn richtig, wenn die Lqndesgortenschou nicht durchgeführt wird.

Dos ist unschödlich, do sich dos Bürgerbegehren zumindest im zweiten Teil
gegen die Durchführung der Veronstoltung richtet. Dos heißt, der Kostendek-
kungsvorschlog muss nicht zu den Mehrkosten Stellung nehmen, die entstün-
den, wenn disLondesgortenschou ouch bei einem frfälg des Bürgerbegeh-
rens durchgeführt würde. In Föllen, in denen eine bereits beschlossene und
im Housholt berücksichtigte Moßnohme durch dos Bürgerbegehren unter-
br-rnden wird, ist ein detoillierter Kostendeckungsvorschlqg nicht erforder-
l i c h 3 l  

v

Allerdings berücksichtigt der Kostendeckungsvorschlog nichi, doss cjer Stodt
die Einnohmen ous den Eintrittsgeldern für die Londesgortenschou entgehen,
und doss sie die Fördergelder wird zurückzohlen müssen, die sie im Hinblick
ouf die geplonte Durchführung der Londesgortenschou bereits erholten hot.
Ferner müssten loufende Auftröge storniert werden, so doss der Stodt Auf-
wendungen entstehen, die durch keine Gegenleistung gedeckt sind.

Würde die Londesgortenschou durchgeführt, rechnet die Stodt noch dem Be-
schluss der Stodtver:ordnetenversommlung vom I 2.5.201 0
(STV/3008/2010) in der Wieseckoue mit Investitionskosten in Höhe von
11,4 Mio. €, Hinzu kommen die Kosten des Durchführungshousholts, die
sich ouf 9,0 Mio. € beloufen (SIV/3008/2010).

2e s .o .S .  9
30 s .o .S .  5
3 l  Bennemonn,  c .o .O. ,  Rz .  95
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Dem stehen gegenüber Fördermitfel des Londes in Höhe von 3,3 Mio. € und
kolkul ier ie Einnohmen in Höhe von 5,6 Mio. € und die Sponsorengelder und
Stondmieten in Höhe von 0,8 Mio. €.

Per Soldo sind olso'. l0,2 Mio. € zu finonzieren, wenn die Lqndesgorten-
schqu plongemöß durchgefUhrt würde.

Findet die Lo'ndesgortenschou nicht stott, bestehen die Kosten noch einer
Grobkolkulotion des Londesgortenschoubüros des Mogistrots in 0,5 Mio. €
für den Durchführungshousholt der Londesgortenschou Gießen 2014 GmbH,
dem Pfonungshonoror in Höhe von l,O Mio. € und zurückzv.zohlenden För-
dermitteln in Hohe von 0,3 Mio. €. Hinzu kommen die bereits ongefollenen
Kosten, die noch Angoben der Kömmerei bis zum l5. l  I  .2o11etwo 3,1
Mio. € betrogen.

Per Soldo betrogen die Kosten der Stodt noch einer überschlögigen Kolkulo-
tion olso 4,9 Mio. €, wenn die Londesgortenschou in nöchsterZeit obgesogt
werden würde.

Der housholtsrelevonte Einsporeffekt bei einer Absoge der l-qndesgorten-
schou ist bei einer überschlögigen Berechnung olso evident.

Der Kostendeckungsvorschlog des Bürgerbegehrens ist zwor sehr knopp
gehoften und enthölt nicht einmol d"n %rruJh 

"in"s 
Nochweises, doss'der

behouptete Einsporeffekt totsöchlich eintritt. Allerdings setzt der Nochweis
ouch dos Wissen urn die bisher getötigten Ausgoben der Stodt und um die
Kosten vorous, die ouf bereits erteilte Auftröge entfollen, die von Bürgern
nicht ohne weiteres verlongt werden können.

Bleiben die Kosten des Bürgerbegehrens nochweisbor hinter den Kosten der
stödtischen Plonung zurück, ist doher ein Kostendeckungsvorschlog nicht
notwendigtt. Dos gilt ouch donn, wenn der Nochweis ni.ht im Bürgerbegeh-
ren selbst geführt wird. Denn bei der Forderung noch dem Kostendeckunts-

s2 VGH Monnheim Urt. v. 25.I 0. 1976 - | 561 /76 -, ESVGH 27 ,73; Birkenfeld, Kommunolrecht
Hessen,5.  Auf l .  ?o11,R2.287; spies,  o.o.O.,  s.  123; Honnoppel/Meireis,  o.o.o. ,  Rz. 134;
offensichtl ichkeit verlongen VG Düsseldorf U*. v. l5.l0.2008 - I K 332/oB -; VG Oldenburg
Beschl. v. 21 .2.2005 - 2 B 392/05 -, KommJur 2005, 341
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vorschlog in $ Bb Abs. 3 HGO geht es nicht dorum, dem Bürger l 'ort pour
l 'ort eine intel lektuelle Leistung obzuverlongen, sondern sicherzustel len, dsss
die Bürger, die dos Bürgerbegehren unterslchreiben, sich über die f inonziel-
len Konsequenzen ihres Anliegens bewusst sind.

Wenn olso dos Bürgerbegehren in Übereinstimmung mit den feststel lboren
Totsoche dovon ousgeht, doss es Einsporungen bringt, ist es nicht desholb
unzulössig, weil diese Behouptung nicht mitTohlen untermouert ist. Dos gi l t
insbesondere donn, wenn sich diese Zohlen nur unter Schwierigkeiten ermit-
teln lossen.

i lr.

Dos Bürgerbegehren ist olso unzulössig, weil es sich gegen Beschlüsse der
Stodtuerordnetenversqmmlung vom 8.5.2008 und 

'l 
.9.20.| I richtet und

nicht innerholb der Frist des $ Bb Abs. 3 Sotz I HGO eingereicht worden
i st.

ft/*
Metz


